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Führung von Prozessen im Hinblick auf 
Beschwerde zum Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte   Interview mit Rechtsanwalt Stefan von Raumer

Interview

Das Interview führte Marthe GAMPFER | Rechtsanwältin | Saarbrücken
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Im Zuge der Europäisierung und Interna-
tionalisierung hat die Europäische Kon-
vention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten eine immer größe-
re Bedeutung gewonnen. Können Sie uns 
zur Einstimmung auf das Thema einen 
kurzen Überblick/Einblick geben, inwie-
weit durch EMRK und EGMR die deutsche 
Rechtsprechung und Gesetzgebung bisher 
beeinflusst wurden?

Die Normen der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) und die dazu 
existierende Rechtsprechung des Europä-
ischen Gerichtshofs für Menschenrech-
te in Straßburg (EGMR) beeinflussen die 
deutsche Rechtsprechung und Gesetzge-
bung generell zunächst dadurch, dass die 
EMRK unmittelbar in Deutschland gelten-
des Recht im Rang eines Bundesgesetzes 
ist und damit die Bindung der Bundesrepu-
blik Deutschland an die EMRK aus Art. 1 
EMRK alle deutschen Behörden und Gerich-
te, aber auch den deutschen Gesetzgeber 
unmittelbar zur Beachtung der EMRK ver-
pflichtet. Wenn damit auch das deutsche 
Grundgesetz (GG) im Rang über der EMRK 
steht, ist selbst das Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) bei der Auslegung des 
Grundgesetzes nach dem Grundsatz der 
völkerrechtsfreundlichen Verfassungsaus-
legung an die EMRK gebunden. Dabei hat 
die alleinige Auslegungshoheit der Normen 
der EMRK ausschließlich der EGMR, so 
dass dessen Rechtsprechung nicht nur die 
Auslegung des einfachen deutschen Geset-
zesrechtes sondern auch die Auslegung 
des GG durch das BVerfG prägt. Die dabei 
zu beachtenden Grundsätze hat das Bun-

desverfassungsgericht besonders anschaulich im – in  
Folge des grundlegenden Urteils des EGMR vom 17. Dezember 
2009 - 19359/04 u.a. - M. gegen Deutschland zur deutschen 
Sicherungsverwahrung ergangenen – Urteil des 2. Senats vom 
4. Mai 2011 - 2 BvR 2365/09 u.a. - konkretisiert und zusam-
mengefasst. Es hat dort aber auch deutlich gemacht, dass es 
sich bei der Auslegung des GG nicht sklavisch an jede einzel-
ne Wertung der EMRK nach der Rechtsprechung des EGMR 
gebunden sieht, solange die Verfassungsauslegung des BVerfG 
zu einem völkerrechtskonformen Ergebnis kommt, eine Sicht-
weise, die dann auch der EGMR akzeptiert hat. 

Neben dem generellen Effekt, dass damit alle drei deutschen 
Staatsgewalten, die Legislative, die Exekutive und die Judikati-
ve konventionskonformen Ergebnissen verpflichtet sind, kon-
kret solchen, die in Übereinstimmung mit der EMRK in deren 
Auslegung durch den EGMR in einer Vielzahl von Straßbur-
ger Judikaten gegen die 47 Vertragstaaten der EMRK stehen, 
hat jede einzelne Verurteilung der Bundesrepublik Deutsch-
land durch den EGMR wegen Verletzung einer oder mehre-
rer der Vorschriften der EMRK aus den Befolgungspflichten 
der Entscheidungen des EGMR aus Art. 46 EMRK unmittelba-
re Auswirkungen auf deutsche Verfahren und immer wieder 
auch das geltende deutsche Gesetzesrecht. Stellt der EGMR 
die Verletzung der EMRK in einem deutschen Behörden- oder 
Gerichtsverfahren fest, dessen Entscheidungen auf dieser Ver-
letzung beruhen, so führt dies neben einem Schadensersatz-
anspruch des Beschwerdeführers gegen die Bundesrepublik 
Deutschland aus Art. 41 EMRK, den der EGMR feststellt, etwa 
zu einem Recht auf Wiederaufnahme dieses Verfahrens nach 
allen Verfahrensordnungen (§ 359 Nr. 6 StPO, § 580 Nr. 8 ZPO,  
§ 51 Abs. 1 Nr. 3 VwVfG iVm § 580 Nr. 8 ZPO). Stellt der EGMR 
fest, dass eine deutsche Rechtsnorm gegen die EMRK verstößt 
oder die EMRK den Erlass einer, zum Schutz der EMRK  gebo-
tenen, bisher aber fehlenden Rechtsnorm gebietet, so muss 
das geltende Gesetzesrecht entsprechend geändert werden. 

Praktische Beispielsfälle, in denen Entscheidungen des EGMR 
eine bestehende deutsche Rechtsprechung und/oder eine 
bestehende deutsche Gesetzeslage grundlegend geändert 
haben, sind, neben den geänderten Regelungen und auch der 
geänderten Vollzugspraxis zur deutschen Sicherungsverwah-
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rung in Folge des oben schon thematisierten Urteils des EGMR 
vom 17. Dezember 2009 M. gegen Deutschland etwa die Ent-
scheidungen Öztürk gegen Deutschland vom 21. Februar 1984 
- 8544/79 -, nach der sich mit dem Prinzip der autonomen 
Auslegung nationaler Rechtsbegriffe durch den EGMR das 
deutsche Ordnungswidrigkeitsrecht und -verfahren, anders 
als nach dem vormaligen deutschen Rechtsverständnis nun 
an den Maßstäben des Art. 6 EMRK für ein faires Strafver-
fahren messen lassen muss, und die Entscheidung Zauneg-
ger gegen Deutschland vom 3. Dezember 2009, 22028/04 -, 
in deren Folge § 1626 a BGB nun so geändert wurde, dass 
dem Kindsvater jetzt auch dann die Möglichkeit eingeräumt 
wird, die Mitsorge für ein nichteheliches Kind zu erlangen, 
wenn die Mutter keine Erklärung abgibt, die elterliche Sorge 
gemeinsam mit ihm übernehmen zu wollen. Ein solches Ein-
vernehmen der Mutter war aber nach dem bis dahin gelten-
den Recht Voraussetzung für das Sorgerecht des nichtehe-
lichen Vaters gewesen. Der EGMR hatte darin einen Verstoß 
gegen Art. 14 (Diskriminierungsverbot) iVm Art. 8 (hier: 
Elternrecht) EMRK wegen nicht gerechtfertigter Ungleichbe-
handlung von Vätern ehelicher und nichtehelicher Kinder 
gesehen. Für viel Aufsehen sorgten aber etwa auch die Aus-
wirkungen auf das deutsche Presserecht aus der Entschei-
dung des EGMR in Sachen Hannover gegen Deutschland mit 
Urteil vom 24. Juni 2004 – 59320/00 - , in der der EGMR aus 
Art. 8 EMRK (hier: Schutz des Rechts am eigenen Bild) einen 
höheren Schutz des allgemeinen Persönlichkeitsrechts auch 
von Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens gegenüber Bild-
berichterstattung etablierte, als er nach der Auffassung des 
BVerfG bestand.

Ein Beispiel für die Schaffung einer nach Ansicht des EGMR 
bisher fehlenden deutschen Rechtsnorm ist das Gesetz über 
den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren und 
strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, das in Folge der Ent-
scheidung des EGMR Rumpf gegen Deutschland vom 2. Sep-
tember 2010 – 46344/06 – ergehen musste und inzwischen 
auch ergangen ist. In diesem Verfahren hatte der EGMR fest-
gestellt, dass es gegen Art. 6 (faires Verfahren, hier: rechtzei-
tiges Verfahren) iVm Art. 13 (effektiver Rechtsschutz gegen 
Verletzungen der EMRK im staatlichen Rechtssystem) EMRK 
verstieß, dass es in Deutschland bis dahin kein gesetzlich 
geregeltes Rechtsmittel gegen überlange Gerichtsverfahren 
gab, die gegen Art. 6 EMRK verstoßen. In seiner Entscheidung 
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hatte der EGMR dem deutschen Gesetzgeber sogar eine Jahres-
frist zur Einführung eines solches gesetzlichen Rechtsmittels 
gesetzt, die auch eingehalten wurde. 

Interessant für die weitere deutsche Rechtsprechungsent-
wicklung im Strafrecht zur Materie „agent provocateur“ wird 
etwa  auch die Verurteilung der Bundesrepublik Deutschland 
mit Urteil vom 15. Oktober 2020 – 40495/15 u.a.– in der Sache 
Akbay u.a. gegen Deutschland, in der der EGMR eine Verlet-
zung des Gebots eines fairen Verfahrens aus Art. 6 EMRK 
durch zwei strafrechtliche Verurteilungen wegen Drogenhan-
dels feststellte, weil diesen eine rechtswidrige Tatprovokation 
vorangegangen war, ein Verfahren, in dem das Bundesverfas-
sungsgericht zuvor mit Beschluss vom 18. Dezember 2014 – 
2 BvR 209/14 u.a. – Verurteilungen nach einer Tatprovokati-
on in der Regel auch dann für verfassungsgemäß gehalten 
hatte, wenn die Tatprovokation selbst rechtsstaatswidrig war 
und selbst gegen das Gebot eines fairen Verfahrens aus Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 der EMRK verstieß. 

2

Auf der letzten DAV-Geschäftsführer-Konferenz haben 
Sie darauf hingewiesen, dass die Möglichkeit der EGMR-
Beschwerde zu wenig Beachtung bei den Kollegen/Kollegin-
nen in der anwaltlichen Tätigkeit bei den Instanzgerichten 
findet. Was für ein Problem birgt dies aus Ihrer Sicht? 

Die im Vergleich zu anderen Vertragsstaaten der EMRK ver-
hältnismäßig geringen Zahlen von Urteilen des EGMR gegen 
die Bundesrepublik Deutschland, in denen eine Verletzung 
der EMRK festgestellt wird, führen in Deutschland häufig 
zur Haltung der Anwaltschaft, EGMR-Beschwerden lohnten 
sich nicht, weil ihnen zu seltener Erfolg beschieden sei. 
Auch wenn die im Vergleich zu anderen Vertragsstaaten der 
Konvention niedrige Verurteilungsrate der Bundesrepub-
lik Deutschland beim EGMR ein erfreuliches Zeichen für ein 
im europäischen Vergleich gut funktionierendes deutsches 
Rechtsschutzsystem ist, sage ich gerne, dass  gegen die Bun-
desrepublik Deutschland zu viele und zu wenig Beschwerden 
beim EGMR eingereicht werden. Zu viele Beschwerden sind es, 
weil nur wenige deutsche Kollegen über die Fachkompetenz 
verfügen, die Erfolgsaussichten einer EGMR-Beschwerde sach-
kundig zu bewerten und damit in einer fundierten Beratung 
rechtssuchenden Bürgern auch von einer Beschwerde zum 
EGMR abzuraten, wenn die prozessualen und Zulässigkeitsvo-

raussetzungen einer Beschwerde 
nicht erfüllt sind oder materiell keine 
gewichtige Verletzung der EMRK vor-
liegt. Das trägt zu der Vielzahl zumeist 
ohne anwaltliche Vertretung erhobener, 
häufig querulatorischer Beschwerden 
gegen die Bundesrepublik Deutschland 
bei, weil eine effektive anwaltliche Fil-
terfunktion fehlt, die in anderen Staaten 
des Europarates deutlich präsenter ist. 
Zu wenige Beschwerden gegen Deutsch-
land gibt es, weil auch im deutschen 
Rechtssystem, wie etwa die obigen Bei-
spielfälle zeigen, immer wieder auch 
schwerwiegende Verletzungen der EMRK 
auftreten, die aber mangels Sachkennt-
nis in der deutschen Anwaltschaft oft 
von den Kollegen nicht „entdeckt“ wer-
den. 

Die zumeist fehlende Kenntnis der Vor-
schriften der EMRK und der dazu beste-
henden Rechtsprechung des EGMR in 
der deutschen Anwaltschaft führt so 
dazu, dass real existierende Konventi-
onsverletzungen in Deutschland nicht 
oder nicht sachgerecht dem EGMR vor-
getragen werden. Das verspielt die 
Chance, dass sich auch der deutsche 
Rechtsstaat am Maßstab der sich stets 
fortentwickelnden Rechtsprechung des 
EGMR rechtstaatlich noch weiter entwi-
ckelt, eine Weiterentwicklung, die, wie 
etwa die obigen Beispielsfälle zeigen, 
auch in Deutschland nicht nur wün-
schenswert sondern auch geboten wäre. 
Vor allem aber verspielt es immer wie-
der konkrete Prozesschancen der durch 
die deutsche Anwaltschaft vertrete-
nen Mandantschaft, die in vielen ande-
ren Vertragsstaaten der EMRK besser 
genutzt werden, wie ich es selbst auf vie-
len meiner EMRK-Seminare für Kollegen 
in anderen Staaten des Europarates erle-
ben konnte, bei denen ich zumeist auf 
deutlich bessere Vorkenntnisse stoße als 
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in Deutschland. Das gilt sowohl was den anwaltlichen Vortrag 
der EMRK und der Rechtsprechung des EGMR dazu bei den an 
diese gebundenen nationalen Gerichte schon im Instanzen-
weg angeht, als auch insoweit, als gerade in Deutschland viele 
grundsätzlich erfolgversprechende Beschwerden beim EGMR 
nach Erschöpfung des Rechtswegs gar nicht erst eingereicht 
werden. So trägt in der Regel der größte Teil der deutschen 
Anwaltschaft nach Erschöpfung des Rechtsweges einschließ-
lich der Verfassungsbeschwerde noch nicht einmal die (ab 
dem 1. August diesen Jahres geltende) Vier-Monatsfrist (bis-
her waren es sechs Monate) für eine EGMR-Beschwerde in den 
Fristenkalender ein und dann gilt das Prinzip, wo eine Frist 
nicht im Kalender eingetragen wird, findet auch erst gar kei-
ne Prüfung der Erfolgsaussichten des Rechtsbehelfes statt.  

Wenn man auch verstehen kann, dass die deutsche Anwalt-
schaft anlässlich der schier uferlosen Rechtsprechung des 
EGMR Berührungsängste mit der Materie hat, so gibt es doch 
inzwischen gute Möglichkeiten, sich durch Kurzkommentare 
und für die Details auch die gute Internetsuchplattform des 
EGMR HUDOC einen schnellen Überblick über die einschlägi-
ge Rechtsprechung zu schaffen. 

Besonders problematisch ist aber eine verbreitete Haltung 
vieler Anwälte, ihr Verfahren im Instanzenweg zu führen, in 
dem sie sich kompetent fühlen und dabei die EMRK mit dem 
„Trost“ völlig außen vor zu lassen, dass man den Mandanten 
ja nach Erschöpfung des Rechtswegs an den Konventionsspe-
zialisten verweisen könne, der dann die EGMR-Beschwerde 
ausfertigen könne. Dabei wird verkannt, dass dann oft schon 
„das Kind in den Brunnen gefallen ist“: In meiner Beratungs-
praxis treffe ich auf eine erhebliche Zahl von Fällen, in denen 
ich zwar eine Verletzung der EMRK am Maßstab der Recht-
sprechung des EGMR feststellen kann, dem Mandanten aber 
von einer EGMR- Beschwerde deswegen abraten muss, weil die 
Kollegen, die den Instanzenweg geführt haben, es versäumt 
haben, den für die Zulässigkeit einer EGMR-Beschwerde unab-
dingbaren anwaltlichen Mindestvortrag zur EMRK-Verletzung 
bereits im nationalen Verfahren zu leisten. Beim EGMR gilt 
nämlich, wie auch beim Bundesverfassungsgericht, nicht nur 
das Prinzip der formellen Subsidiarität, nach dem vor der 
Beschwerde der gesamte Instanzenweg ausgeschöpft werden 
muss, sondern auch das Prinzip der materiellen Subsidiarität, 
nach dem diejenige Rüge, die später dem EGMR präsentiert 
wird, zuvor auch gegenüber den nationalen Gerichten vorge-
tragen worden sein muss, um diesen zunächst die Chance zu 
geben, der Konventionsverletzung abzuhelfen. 

Selbst wenn man einmal das jedenfalls 
theoretische Szenario einer anwaltlichen 
Haftungsfolge in einem solchen Fall außen 
vor lässt, bleibt so das betrübliche Bild, 
dass einige Verfahren durchaus Erfolgs-
aussichten für eine EGMR-Beschwerde hät-
ten, der aber alleine dadurch der Grundla-
ge entzogen wird, dass der Anwalt, der den 
Instanzenweg geführt hat, nicht zumin-
dest Mindestkenntnisse der EMRK oder der 
Rechtsprechung des EGMR hatte und nicht 
zumindest den maßgeblichen Gesichts-
punkt der Sache nach gerügt hat. Dabei 
genügt es in Deutschland im Regelfall, die-
sen jedenfalls im Argumentationskern, 
auch ohne spezifisches Zitat der Recht-
sprechung des EGMR oder auch nur der 
Vorschriften der EMRK vorzubringen, weil 
die meisten Vorschriften der EMRK sich 
auch im Grundgesetz vollständig abbil-
den und damit eine entsprechende verfas-
sungsrechtliche Rüge im Instanzenweg den 
Erfordernissen der materiellen Subsidiari-
tät für eine EGMR-Beschwerde jedenfalls in 
Deutschland in der Regel gerecht wird. 

3

Was raten Sie mit Blick auf die EGMR-
Beschwerde den Kollegen/Kolleginnen 
für die alltägliche Fallbearbeitung? Wo 
sehen Sie Optimierungsmöglichkeiten? 

Mein Tipp an die deutschen Kollegen, 
die sich noch nicht näher mit der EMRK 
befasst haben, aber zumindest die Grund-
züge des deutschen Verfassungsrechts 
kennen, ist ganz einfach: Wo man als 
Anwalt eine verfassungsrechtliche Proble-
matik in einem Fall erkennt, gibt es in der 
Regel auch eine konventionsrechtliche Pro-
blematik. Der Schutzkatalog des Grund-
gesetzes und der EMRK ist fast identisch. 
Wenn also ein Anwalt in einem Verfah-
ren während des Instanzenwegs ein ver-
fassungsrechtliches Problem sieht, sollte 
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er schon zur Vorbereitung einer möglichen späteren Verfas-
sungsbeschwerde in Erfüllung des auch dort geltenden Prin-
zips der materiellen Subsidiarität eine entsprechende ver-
fassungsrechtliche Rüge erheben. Diese sollte er im Idealfall 
auch noch konventionsrechtlich untermauern, wobei ein rudi-
mentärer Vortrag genügt. Dazu empfehle ich schlicht einen 
Blick in die materiellen Normen der EMRK, die sich ebenso 
wie die materielle Normen des GG schnell überfliegen las-
sen und dann, zumindest in Fällen, in denen es denkbar ist, 
dass der Mandant nach dem fachgerichtlichen Rechtsweg 
auch noch eine Verfassungsbeschwerde und/oder eine EGMR-
Beschwerde in Betracht zieht, einen Blick in die einschlägi-
ge Kurzkommentarliteratur, in der die wesentlichste Recht-
sprechung des EGMR zu den einzelnen Normen der EMRK sehr 
komprimiert dargestellt ist. Wer dann noch weitergehen will, 
liest sich auch einmal eine Entscheidung des EGMR, auf die 
etwa im Kommentar verwiesen wird, auf HUDOC durch und 
arbeitet dann mit dieser. 

Natürlich würde ich mir aber auch gerade in Deutschland 
eine konsequentere anwaltliche Fortbildung im Bereich Ver-
fassungsrecht und EMRK wünschen, als sie heute vorzufin-
den ist. 

4

Was ist bei der Einlegung der Beschwerde insbesondere 
formell besonders zu beachten? 

Während bis zum 1. Januar 2014 eine Beschwerde beim EGMR 
formlos fristwahrend eingereicht werden konnte, ist das seit 
der grundsätzlichen Novelle des insoweit maßgeblichen Art. 
47 Verfahrensordnung (VerfO) des EGMR zum 1. Januar 2014 
nicht mehr möglich. Eine Beschwerde wahrt nur noch die 
Frist, wenn sie auf dem Beschwerdeformular des EGMR (zu 
finden auf der Seite des EGMR unter Applicants in den jewei-
ligen Landessprachen hier in deutsch) erhoben wird. Diesem 
Beschwerdeformular darf ein maximal 20-seitiger Ergänzungs-
schriftsatz beigefügt werden. 

Dabei ist besonders zu beachten, dass auf den derzeit drei 
Seiten des Beschwerdeformulars für die Sachverhaltsdarstel-
lung und zwei Seiten des Beschwerdeformulars für die Dar-
legung der Konventionsverletzungen sowie der einen Seite 
des Beschwerdeformulars für die Darlegung der Rechtswe-
gerschöpfung im nationalen Instanzenweg alle wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Aspekte der Beschwerde prä-

sentiert sein müssen und der 20-seitige 
Ergänzungsschriftsatz nur darüberhin-
ausgehende Ergänzungen enthalten darf. 
Keineswegs dürfte etwa aus Platzmangel 
bei einem langen Sachverhalt über die drei 
Seiten hinaus im Beschwerdeformular der 
weitere Sachverhalt im Ergänzungsschrift-
satz dargestellt werden. Das würde zur 
Verwerfung der Beschwerde als unzulässig 
führen. 

Genaue Vorgaben, wie das Beschwerdefor-
mular ausgefüllt wird, enthält das eben-
so auf der Website des EGMR zu findende 
Merkblatt zur Ausfüllung des Beschwer-
deformulars. Zu beachten ist dabei unter 
anderem auch, dass der Beschwerde keine 
übliche Anwaltsvollmacht beigefügt wer-
den darf, sondern eine im Original vom 
Mandanten unterzeichnete Anwaltsvoll-
macht, die Bestandteil des Beschwerdefor-
mulars ist, verwendet werden muss und 
weiter, dass die Frist zur Beschwerdeein-
reichung (ab 1. August wie gesagt 4 Mona-
te) nur durch postalische Absendung der 
Beschwerde nebst Anlagen, spätestens am 
Tag des Fristablaufs (Absendefrist; Vor-
sicht: Der EGMR kennt keine Wochenend-
regelung, so dass die Frist auch an einem 
Sonn- oder Feiertag ablaufen kann) ge-
wahrt werden kann. 

5

Können Sie uns einige Beispiele aus Ihrer 
Praxis benennen, in denen Ihre Mandan-
ten besonders erfreuliche Ergebnisse 
aufgrund einer EGMR-Beschwerde erzie-
len konnten? Hat der EGMR derzeit inte-
ressante Beschwerden aus Ihrer Kanzlei 
angenommen und der Bundesrepublik 
Deutschland zugestellt? 

In der Sache Dömel gegen Deutschland 
- 31828/03 - (auf  HUDOC einschließlich 
Vergleichsvereinbarung veröffentlichte 
Strike out Decision des EGMR in Folge güt-
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licher Einigung vom 9. Mai 2007) hatte die Bundesrepublik 
Deutschland nach Zustellung meiner Beschwerde auf Grund-
lage einer gütlichen Einigung an meine Mandantschaft eine 
Vergleichssumme von 370.000 Euro in einem Fall bezahlt, in 
dem deren Restitutionsanspruch auf ein Grundstück in Dres-
den mit einem Verkehrswert von 500.000 Euro dadurch zer-
stört worden war, dass zunächst aufgrund einer ministeriel-
len Weisung das von mir beim Verwaltungsgericht Dresden 
geführte Restitutionsverfahren so lange verzögert wurde, bis 
der Gesetzgeber die Anspruchsnorm, auf die ich mich in die-
sem Verfahren gestützt hatte (§ 9 Vermögensgesetz (VermG)) 
ersatzlos abgeschafft hatte, so dass schließlich in Folge die-
ser kompensationslosen Gesetzesänderung im laufenden 
Gerichtsverfahren dann meiner nachweislich zuvor begrün-
deten Klage die Rechtsgrundlage entzogen worden war. Das 
war ein sehr erfreuliches Ergebnis für meine Mandantschaft, 
zumal das BVerfG in einem anderen Verfahren diese rechts-
vernichtende Gesetzesänderung für verfassungskonform 
befunden hatte und damit aus der Perspektive des deutschen 
Rechts keinerlei Erfolgsaussichten im Verfahren mehr bestan-
den hätten: es bestand kein gesetzlicher Rechtsanspruch 
mehr und die gesetzgeberische Streichung der zuvor existie-
renden Anspruchsgrundlage war vom BVerfG bindend für 
verfassungskonform erklärt worden. 

Der Fall zeigt aber auch sehr anschaulich, dass es sehr von 
der strategischen anwaltlichen Prozessgestaltung im natio-
nalen Instanzenverfahren abhängen kann, ob man später in 
Straßburg Erfolg hat: In einem anderen, früheren Beschwer-
defahren eines Kollegen zur gleichen Problematik der Strei-
chung des § 9 VermG hatte der EGMR nämlich bereits die 
Beschwerde als unzulässig zurückgewiesen, weil er mein-
te, nach der Begründung der Entscheidung des BVerfG zur 
Streichung dieser Norm habe diese vor ihrer Streichung nicht 
wirklich verlässlich einklagbare Ansprüche vermittelt, die 
als geschützte Eigentumsposition im Sinne des Art. 14 GG 
und damit auch des Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur EMRK 
(Eigentumsrecht) angesehen werden könnten. Maßgeblich 
für die danach dennoch erfolgte Annahme meiner Beschwer-
de beim EGMR und deren dann erheblichen Erfolgsaussich-
ten, ohne die so ein Vergleich nicht erzielbar gewesen wäre, 
war, dass ich beim Verwaltungsgericht Dresden trotz vorheri-
ger richterlicher Anregung einer Klagerücknahme nach Strei-
chung des § 9 VermG die auf Restitution des Grundstücks 
gerichtete Verpflichtungsklage, der ja nun die Anspruchs-
grundlage fehlte auf eine in die Vergangenheit gerichtete Fort-

setzungsfeststellungsklage umgestellt hat-
te und daraufhin das Verwaltungsgericht 
Dresden in einem Feststellungsurteil fest-
gestellt hatte, dass meine Mandantschaft 
vor der Gesetzesänderung einen konkre-
ten Anspruch auf Restitution des Grund-
stückes gehabt hatte, weil zu diesem Zeit-
punkt alle Tatbestandsvoraussetzungen 
des § 9 VermG erfüllt gewesen seien. Mit 
dieser Feststellung hatte ich gute Chancen 
mit meiner Straßburger Beschwerde, weil 
nach der Rechtsprechung des EGMR  jeden-
falls ein durch ein deutsches Gericht fest-
gestellter Restitutionsanspruch Eigentum 
in Form einer „legitimate expectation“ im 
Sinne des Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls 
zur EMRK ist und daher bereits durch die 
ministerielle Weisung ohne gesetzliche 
Grundlage aber dann auch die spätere 
Streichung des § 9 VermG unverhältnismä-
ßig und  entschädigungslos in einen durch 
ein deutsches Gericht im Einzelfall festge-
stellten Anspruch auf Eigentum eingegrif-
fen worden war. 

Besonders gefreut hat sich aber auch mein 
damals schon hoch betagter, inzwischen 
leider verstorbener Mandant über die 
Entscheidung des EGMR in seiner Sache 
Madaus gegen Deutschland mit Urteil vom 
9. Juni 2016 - 44164/14 – in dem die Bun-
desrepublik Deutschland wegen Verlet-
zung des aus Art. 6 EMRK herzuleitenden 
Gebots verurteilt wurde, dass in einem 
Verfahren über zwei Instanzen regelmäßig 
mindestens eine öffentliche mündliche 
Verhandlung der Sache stattzufinden hat. 
Diese Freude war berechtigt, weil mein 
Mandant einen erheblich werthaltigen 
Anspruch in hoher zweistelliger Millionen-
höhe durch alle deutschen Instanzen ein-
schließlich dem BVerfG erfolglos verfolgt 
hatte und die Entscheidung des EGMR über 
die oben genannten Rechtsvorschriften 
zum Wiederaufgreifen des Verfahrens zwi-
schenzeitlich dazu geführt hat, dass das 
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Verfahren, das heute noch in Deutschland 
anhängig ist, wieder aufgegriffen werden 
musste und auch nun zwingend die Sache 
mündlich zu verhandeln war, was nun in 
Umsetzung des Urteils des EGMR sogar 
schon in zwei mündlichen Verhandlungen 
geschehen ist. 

Aber auch inhaltlich ist die Entscheidung 
sehr befriedigend gewesen, weil der EGMR 
in dieser Sache noch einmal besonders 
deutlich sein striktes Prinzip verdeutlicht 
hat, dass in einem Verfahren über zwei 
Instanzen zumindest in einer Instanz ein 
Rechtsanspruch auf eine öffentliche münd-
liche Verhandlung besteht. Das hatte der 
EGMR im dortigen Fall angenommen, ob-
wohl das deutsche Recht für das dort 
geführte besondere Verfahren (Strafrecht-
liches Rehabilitierungsverfahren) grund-
sätzlich nur ein schriftliches Verfahren 
in zwei Instanzen vorgesehen hatte, in 
dem nur ausnahmsweise bei besonderer 
tatsächlicher oder rechtlicher Schwierig-
keit nach dem Ermessen des Gerichts eine 
mündliche Verhandlung anberaumt wer-
den sollte. Damit veranschaulicht der Fall, 
dass höhere Rechtsstandards der EMRK 
sich letztlich auch gegen deutsche Rechts-
vorschriften durchsetzen, die diesen 
nicht gerecht werden. Besonders befrie-
digend war die Entscheidung des EGMR 
aber auch für mich und den Kollegen, 
mit dem ich gemeinsam das Instanzen-
verfahren geführt hatten, deswegen, weil 
das dort zuständige Erstinstanzgericht 
es ursprünglich selbst wegen besonderer 
Schwierigkeiten der Tatsachen- und Rechts-
lage für geboten erachtet hatte, eine münd-
liche Verhandlung in der Sache anzube-
raumen und bereits zum Termin geladen 
hatte, diesen dann aber alleine deswegen 
wieder abgesetzt hatte, weil wir Rechtsan-
wälte die Ladung zur mündlichen Verhand-
lung zum Anlass genommen hatten, eine 
Pressemitteilung zu veröffentlichen, in der 

wir auf die grundsätzliche Bedeutung des Falles hingewiesen 
hatten und das Gericht dann offensichtlich aus Scheu vor einer 
Vielzahl sich daraufhin ankündigender Besucher der Verhand-
lung den Termin wieder abgesetzt hatte und uns lediglich auf 
die Möglichkeit weiteren schriftlichen Vortrags verwiesen hat-
te. Das hatte der EGMR ausdrücklich als Grund von nicht hin-
reichendem Gewicht bezeichnet, um das Gebot einer öffentli-
chen mündlichen Verhandlung zu durchbrechen, was nur im 
besonders gewichtigen Interesse, etwa des Opferschutzes in 
Betracht käme.

Sehr gefreut habe ich mich über die Zustellungsentscheidun-
gen des EGMR im Dezember vergangenen Jahres in meinen 
beiden Beschwerdeverfahren Schüttke u.a. gegen Deutschland 
(8422/19) und Simatupang u.a. gegen Deutschland (12974/20), 
die der Gerichtshof der Bundesregierung jeweils mit einem 
Fragenkatalog zur Stellungnahme zugestellt hat und die zwei 
unterschiedliche Problemkreise von Umweltbeeinträchtigun-
gen durch den neuen Berliner Großflughafen BER betreffen. 
Die Beschwerden, zu denen solche sogenannten Zustellungs-
entscheidungen, die man auch als Annahmeentscheidungen 
des EGMR bezeichnen könnte, ergangen sind, haben erhöhte 
Erfolgsaussichten, da der EGMR vor einer solchen Zustellungs-
entscheidung nicht alleine die Einhaltung der Zulässigkeits-
vorgaben an eine Beschwerde überprüft, sondern bereits eine 
materielle Vorprüfung der Begründetheit der Beschwerde vor-
nimmt und nur in solchen Fällen, in denen er eine Verletzung 
der EMRK für möglich erachtet, die Beschwerde der Bundesre-
gierung mit Fragen an diese zustellt. Es handelt sich bei den 
beiden Beschwerden um zwei von deutschlandweit fünf derzeit 
zugestellten Beschwerden, die den BER betreffen. 

Im Fall Simatupang u.a. gegen Deutschland (12974/20) vertre-
te ich Beschwerdeführer, die ihre Häuser bzw. Wohnungen im 
Bereich der ursprünglich geplanten Flugrouten des BER hatten 
und diese deswegen veräußert hatten und einen neuen Wohn-
sitz am Müggelsee bezogen hatten, nur um dann beobachten 
zu müssen, wie die Flugroutenplanung sich veränderte mit 
dem Ergebnis, dass die neue Müggelseeroute nunmehr ausge-
rechnet über ihre neuen Wohnsitze läuft. Die Beschwerde habe 
ich sowohl auf die Verletzung des Grundsatzes des fairen 
Verfahrens (Art. 6 EMRK) als auch des Rechts auf ein lärmge-
schütztes Wohnen aus Art. 8 EMRK und das Eigentumsrecht 
aus Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur EMRK auch unter dem 
Gesichtspunkt des geschützten Vertrauens auf staatliche 
Planung gestützt. 
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Sehr spannend ist aber auch das Ver-
fahren Schüttke u.a. gegen Deutschland 
(8422/19), schon weil es im Erfolgsfall 
nicht nur zu einer Wiedereröffnung des 
Planfeststellungsverfahrens zu den Nacht-
flugregelungen am Flughafen BER, dann 
unter Beachtung der Rechtsauffassung des 
EGMR führen könnte, sondern auch gege-
benenfalls zu einer Änderung des Deut-
schen Luftverkehrsgesetzes (LuftVG). 
Ich hatte hier für drei Beschwerdeführer, 
die gemeinsam mit anderen Betroffenen 
zuvor mit ihren Beschwerden beim Bun-
desverwaltungsgericht (BVerwG) mit des-
sen Urteil vom 13. Oktober 2011 – BVerwG 
4 A 4001/10 – und beim BVerfG mit dessen 
Beschluss vom 2. Juli 2018 – 1 BvR 612/12 – 
gescheitert waren, beim EGMR insbesonde-
re gerügt, dass meine Mandanten seit der 
Einführung des § 8 Abs. 1 Satz 3 LuftVG 
am 01. Juli 2007 keine Möglichkeit mehr 
hatten, ihnen vorliegende neuste lärm-
medizinische Erkenntnisse im Planfeststel-
lungsverfahren zu den Nachtflugregelun-
gen am BER vorzutragen, nach denen sie 
unzumutbarem nächtlichem Fluglärm aus-
gesetzt werden. Das führte sogar dazu, 
dass selbst die Rüge meiner Mandanten in 
deren Verfahren keine Berücksichtigung 
gefunden hatte, dass die „Night Noise Gui-
delines for Europe“ der Weltgesundheits-
organisation (WHO) vom Oktober 2009 bei 
den Nachtflugregelungen des BER nicht 
eingehalten wurden. Das BVerwG und 
das BVerfG waren davon ausgegangen, 
dass diese neuesten lärmmedizinischen 
Erkenntnisse im Planfeststellungsverfahren 
nicht zu berücksichtigen waren, weil nach 
neuer Gesetzeslage nur noch die in § 2 
Abs. 2 Fluglärmgesetz (FlugLärmG) festge-
legten Lärmgrenzwerte maßgeblich seien. 
Ich hatte insoweit unter anderem gerügt, 
dass dies die aktuelle dynamische Ent-
wicklung der Lärmwirkungsforschung 
nicht hinreichend berücksichtigt, auch 

weil der Gesetzgeber nach § 2 Abs. 3 des FluglärmG nur alle 
10 Jahre von der Bundesregierung über veränderte lärmmedi-
zinische Standards unterrichtet werde, und meine Beschwer-
de auf eine Verletzung des Rechts meiner Mandanten auf ein 
faires Verfahren aus Art. 6 EMRK, auf den Schutz vor unzu-
mutbaren Umweltbeeinträchtigungen aus Art. 8 EMRK und 
auf ein Recht auf ein effektives Rechtsmittel gegen Verletzun-
gen der EMRK (hier: Art. 8 EMRK) aus Art. 13 EMRK gestützt. 

6

Sie sind in Ihrem Beruf sehr ambitioniert unterwegs. 
Was wünschen Sie sich noch für Ihre Arbeit? Eventuell 
mehr Austausch mit der Anwaltschaft aus den einzelnen 
Fachgebieten?  

Ein ganz einfacher und gleichzeitig wohl kaum zu erfüllender 
Wunsch für einen Rechtsanwalt, der im Bereich Menschen-
rechte arbeitet, ist natürlich eine globale Verbesserung der 
Menschenrechtslage. 

Wie auch die jüngste Entscheidung des BVerfG zum Klima-
schutzgesetz (KSG) vom 24. März 2021 – 1 BvR 2656/18 u.a., 
die oben schon angerissene Umweltschutz-Rechtsprechung 
des EGMR zu Art. 8 EMRK, aber auch gerade die vom EGMR 
bereits zugestellten Beschwerdeverfahren zu Fragen des 
Klimaschutzes Duarte Agostino u.a. gegen Portugal und 33 
andere Staaten (u.a. Deutschland) vom 13. November 2020
(39371/20) und Verein Klimaseniorinnen Schweiz u.a. gegen 
Schweiz vom 17. März 2021 (53600/20) zeigen, betrifft das 
auch die Umweltschutz- und insbesondere Klimaschutzlage, 
die heute schlicht als Menschenrechtsthema verstanden wer-
den muss. 

Es ist sehr freudvoll mit vielen engagierten Menschen in Men-
schenrechtsthemen für ambitionierte Ziele zu arbeiten und 
auch schön zu sehen, dass immer wieder kleine Etappensie-
ge erzielt werden. Aber da bleiben natürlich immer noch vie-
le Wünsche offen. Das gilt auch für meine Arbeit zur Lage in 
Syrien, zu der ich seit Jahren mit einem tollen Team internati-
onaler und lokaler Experten an juristisch und rechtspolitisch 
vertretbaren Lösungen der kaum zu bewältigenden Eigen-
tums- und Wohnungsfragen im Falle eines Rückkehrszenarios 
zumindest eines Teils der syrischen Flüchtlinge arbeite, ohne 
bis heute überhaupt zu wissen, ob in den nächsten Jahren in 
diesem Land ein politisches Szenario geschaffen werden wird, 
in dem solche Rückkehrszenarien überhaupt vorstellbar sind. 
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Einen intensiveren Austausch mit der 
Anwaltschaft aus den einzelnen Fachgebie-
ten würde ich natürlich sehr begrüßen. Ich 
freue mich sehr darüber, dass der DAV mir 
dafür so eine wunderbare Plattform bietet. 
Ich muss aber auch sagen, dass ich in der 
konkreten Arbeit am Fall schon wunderba-
re Erfahrungen im kollegialen Austausch 
in vielen komplexen Verfahren machen 
durfte, in denen ein Erfolg ohne eine inten-
sive Zusammenarbeit etwa zwischen den 
hochqualifizierten Kollegen, die das Ins-
tanzenverfahren betrieben haben, und 
denjenigen, die später die Verfassungs- 
oder EGMR-Beschwerde verfassen, nicht 
denkbar wäre. 

7

Zum Abschluss noch zu Ihnen persönlich: 
Sie sind neben Ihrer Prozesstätigkeit auch 
viel international unterwegs und halten 
weltweit vor Ort Fachvorträge. 

Fehlt Ihnen dieser kulturelle Austausch in 
der jetzigen Zeit? 

Was nehmen Sie von Ihren Auslandsauf-
enthalten an Erkenntnissen für Ihr Leben 
und Ihre juristische Tätigkeit in einem 
demokratischen Land wie die BRD es ist 
mit? 

Ich bin immer wieder erstaunt über die wunderbaren tech-
nischen Möglichkeiten, die heutige Videokonferenzsyste-
me für Webinare, Seminare und Vorträge bieten, bei denen 
auch Simultandolmetschung heute technisch gelungen integ-
riert werden kann. Aber ja: Mir fehlt sehr der kulturelle Aus-
tausch, den ich ansonsten auf meinen mehreren jährlichen 
Vortragsreisen, insbesondere in die osteuropäischen Län-
der und die Grenzstaaten zu Syrien erlebe. Es ist etwas völlig 
anderes, ob man nach einem Vortrag oder auch einer ange-
regten Diskussionsrunde mit einem Mausklick die Konferenz 
beendet, um sich wieder seinen Akten zuzuwenden oder in 
Tiflis nach einem Seminar mit einer Runde lebenslustiger 
Georgier in ein schönes Lokal mit georgischer Volksmusik 
und Tanz (ja, es gibt auch Anwälte, die exzellent Tanzen kön-
nen!) einzieht, um immer wieder festzustellen, dass in Staa-
ten, in denen die Lebensbedingungen materiell keineswegs 
so erfreulich sind wie in Deutschland, eine Lebensfreude 
herrscht, die hierzulande eher selten anzutreffen ist. Genau 
das, die Freude und der Mut zum Leben auch unter schwie-
rigen Bedingungen und die Zugewandtheit zueinander, die 
ich in diesen Ländern erlebe, fehlen mir gerade sehr. Gleich-
zeitig erwerbe ich auf diesen Reisen aber auch immer eine 
gewisse Demut und Dankbarkeit, in einem Rechtsstaat wie 
dem deutschen anwaltlich arbeiten zu dürfen, gerade wenn 
ich aus Ländern komme, in denen anwaltliches Engagement 
gerade für Menschenrechtsthemen einen Rechtsanwalt unter 
Umständen jahrelang hinter Gitter bringen kann. Das relati-
viert so manchen Ärger über das ein oder andere deutsche 
Gericht, den ich natürlich auch als deutscher Anwalt von mir 
kenne, wenn ein Richter einmal wieder einfach nicht meiner 
ach so klugen Rechtsauffassung folgen will. 
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